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Beklag■e‘u■d RevisionsbeklagteyÜfä

VDér 7° Senat des Bünde350zialgerichts hat auf die-V
‘_&ündliche Verhandlung vom 27° September 1968 durch

Senat9präsidenty f'Dr„ D a p p r i‚c h
k ' .>„> 112 Vorsitzender —‚i

Bunde5r1chter."„„-' Dr° K 1 ä B 4;{ und
Bundesrichtef 'V Dr„ K r e b s ‚' .

Bundessozialrichter, _Me y e r ‘ - und

Bundessozialrichter_ w o l f f

für Recht erkannt:'“

Die Revision des Klägers_gegen das Urteil des
> .Bayerischen Landessozialgerichts vom 260 April 1967

wird zurückgewieseno_ '

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrensi‘_
.Sind nicht zu erstatten„
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Bei der Arbeitgeberin des Klägers, einem nordbayerischén

Textilbetrieb, war vom l° Dezember 1965 bis zum 51° März
1 1964 wegen Auftragsmangels verkürzt gearbeitet Werden° 6

Deshalb gewährte die beklagte Bundesanstalt den Arbeit—}

nehmern, darunter demKläger5 Kurzarbeitergeld (KUG)°
Die Tarifpartner vereinbarten mit Lohn—Tarifvertrag

vom 12° Februar 1964, in Kraft getreten am 10 Feerr

ar 1964, Lohnerhöhunger)° Außerdem war darin festge—
legt? daß diejenigen Arbeitnehmer über 18 Jahre, die

am l° Februar 1964 im Industriezweig beschäftigt waren„

geine Nachzahlung für den Monat Januar 1964 von 14 bis‚
'18 Pfg° je Stunde erhalten sollteno Die Beklagte be—
rücksichtigte diese tariflichen Lohnerhöhungen bei der

Bemessung des KUG des Klägers vom l° Februar 1964 ano_1

Seinen Antrag‚ es bereits ab Januar 1964 höher zu '
bemessen‚ lehnte sie abo Der Widerspruch des Klägers

blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 160 Mai 1964)°

Auf seine Klage hin verpflichtete das Sozialgericht
die Beklagte, dem Kläger das KUG für den Monat Janu-

ar 1964 unter Berücksichtigung der ab 1° Januar 1964.‘
eingetretenen Lohnerhöhung zu gewähren (Urteil vom '

210 September 1965)° Das Landessozialgericht (LSG)

dagegen hob das erstinstanzliche Urteil auf und wies

die Klage ab (Urteil vom 26° April 1967)° Bei der Er—
mittlung des Vollohnes im Sinne von 5 121 Abs° 1 des

Gesetzes über Arbeitsvermittlung und ArbeitSlosenver—

sicherung (AVAVG) könne nur auf das Entgelt abge-

stéllt werden‚ auf das der Kurzarbeiter in den be—

vtreffenden Zeiträumen einen Rechtsanspruch besessen
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‘habeo Ein Anspruch auf den erhöhten Stundenlohn sei aber

erst mit Abschluß des Tarifvertrags vom 12° Februar 1964

entstanden° In der Soiialversicherung und damit ebenfalls

in der Arbeitslosenversicherung hätten rückwirkend verein-

barte Lohnerhöhungen keinen Einfluß auf Beitragsberechnungen

und Leistungen für die Vergangenheit°

Re?iSiön wurde Zugelasseno

Der Kläger .legte Revision ein und beantragt,

unter Aufhebung der angefochtenen
Entscheidung

die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des

SG vom 21° September 1965 zurückzuweiseno_igg„

Er führt hierzu im WeSentlichen aus: 9as KÜG als Entschädigung

für den Lohnausfall habe vom tatsächlich zustehenden Voll—

lohn auszugehen; folglich müßten rückwirkende tarifliche

Lohnerhöhungen vom Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens an berück—

sichtigt werden° zu beachten hierbei sei insbesondere auch

daß die rückwirkende Lohnerhöhung in vollem Umfang lohne

steuerpflichtig sei und im Zeitpunkt ihres Zufließens eben—

falls beitragspflichtig für die Sozialversicherung werde°

Das KUG mit dem Arbeitslosengeld zu vergleichen, sei wegen?

der Unterschiede im Wesen dieser beiden Leistungen nicht
‚zulässigo "

Die Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers zurückzuweisen„.„

Prozeßrechtlich macht sie zunächst geltend, der Kläger Selbst

sei nicht antragsberechtigt für die Gewährung des KUG (55 117,

188 AVAVG) und demzufolge auch nicht zur Prozeßführung legi—

timiert° ‘ ' '
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Materiellrechtlich sei das KUG ebenso wie das Arbeits—
losengeld eine echte Leistung der Arbeitslosenversicherungo

Beide Leistungsarten müßten daher gleichbehandelt werden°

Für das Arbeitslosengeld habe das Bundessozialgericht (BSG)

aber schon entschieden, daß eine Nachzahlung bei der Be—‘3

'messung der Leistung nicht zu berücksichtigen sei9 wenn
auf diese im Zeitraum, für den sie nachträglich gezahlt

_werdev kein Rechtsanspruch bestanden habe° * "

II

‘ Die ReVi3ion des Klägers ist form— und fristgerecht ein—_;

_
gelegt sowie begründet wordeno.Da das LSG sie zugelassen”“

hat, ist sie auch statthaft° Ihr muß“jedcch der Erfolg
versagt bleiben°

z.

Entgegen der Ansicht der Beklagten steht dem Kläger dasg

Klagerecht nach 5 54 Abs° 1 Satz 2 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGS).zu‚ da■■ sein Vorbringen als zutreffend
. unterstellt, durch den angefochtenen Verwaltungsakt be-

schwert ist° Das LSG hat auch im Ergebnis zu Recht die

Klage abgewieseno Es kann dahinstehen, ob der angefochtene

den Anspruch des Klägers ablehnende-Bescheid schon des— ““

halb rechtmäßig ist, weil nicht der Kläger, sondern der__

Arbeitgeber oder die Betriebsvertretung anzeige— und :

antragsberechtigt ist (55 ll7‚ 118, 188 AVAVG)o Selbst
wenn der Kläger antragsberechtigt gewesen wäre9 würde der

angefochtene Bescheid nämlich auch deshalb zutreffend '"

sein‚ weil der Kläger für den Monat Januar 1964 keinen

höheren als den von der Beklagten anerkannten An3pruch

auf KUG besitzt°

Für die BemeSsung des KHG ist nach 5 121 Abs° 1 Satz 1

AVAVG der Unterschiedsbetrag zwischen dem tatsächlich

erzielten Arbeitsentgelt (Kurzlohn) und neun Zehnteln
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des Arbeitsentgeltesmaßgebend9 das der Kurzarbeiter ohne

den Arbeitsausfall in der betriebsüblichen Arbeitszeit

als Vollohn erzielt hätte° Bei der Ermittlung dieses-fik—A

tiven Vollohnes sind Lohnerhöhungen, die während der Kurz—

arbeit wirksam werden‚ zu berücksichtigen (vgl° Kommentare

zum AVAVG:'Draeger/Buchwitz/Schönefelder, % 121 Anm° ?;

Krebs, @ 121 Anm° 4)„ Unter den Beteiligten ist nun strei-

tig9 von wenn ab derartige Lohnerhöhungen zu berücksichtigen

sind°

Dieser Zeitpunkt wird bestimmt durch den Abschluß der

V
(tarifrechtlichen oder einzelvertraglichen) Vereinbarung

über die‘Lohnerhöhung° Hierdurch erst entsteht der Rechts-
anspruch des Arbeitnehmers auf das erhöhte Entgelt° Nach—

trägliche Lohnänderungen sind, auch wenn sie rückwirkend

in.Kraft gesetzt werden9 nicht vor Abschluß der Vereinbarung
versicherungsrechtlich zu berücksichtigen° Diesen Grund—

satz'hatte schon das ehemalige Reichsversicherungsamt (BVA)

in ständiger Rechtsprechung aufgestellt° Das BSG ist ihm

darin nicht nur in mehreren Entscheidungen zum Beitrags—

recht (vg1° BSG22‚ 16é ff und 24, 262 ff) gefolgt, son-
dern hat in der Entscheidung des erkennenden Senats vom

29° März 1960 (BSG 12, 55) diese Grundsätze — ebenso wie

bereits das BVA (GE 5650, AN 1950, 48) - auf die Arbeits-
losenversicherung übertragen° Der erkennende Senat hatte
damals entscheidend darauf abgestellt‚ daß die Sozial-

versicherung mit klaren Verhältnissen rechnen müsse, schon

wegen der Versicherungspflicht und ihres Umfanges (vglo BSG

129 57)° Diese dort im einzelnen aufgeführten Erwägungen
müssen für das KUG ebenfalls gelten° Bei diesen sozialen

Leistungen wäre es gleichermaßen bedenklich, wenn die

maßgebenden (tatsächlichen) Umstände in die Vergangenheit

hinein nach dem Willen von Beteiligten noch verändert
}werden könnten; Die Eigenarteu des KUG, die sich aus seiner
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Hi Bestimmung (Lohnersatz für Teilarbeitslosigkeit) er—»Ä

' .geben7 rechtfertigen keine Abweichung von den in der

'Ä_Rechtsprechung erarbeiteten Grundsätzen; '

Da das KUG eine Lohneusfallver3ütuh$ ist
und

nur für

die Lohnzahlungszeiträume gewährt wird? in welchen
Arbeitsentgelt tatsächlich ausgefallen ist‚ können

immer nur die Vollöhne den Kurzlöhnen gegenübergestellt

werden9 auf die in dem Lohnzahlungsabschnitt‚ für wel—

chen KUG verlangt wird‚ AnsprUch bestanden hat„ Im vor—

liegenden Fall aber hat ein Anspruch des Klägers auf
‚„

den erhöhten Lohn während des Monats Januar 1964 nichtfi‘

bestanden° Ein solcher ergab sich erst mit Abschluß '
des Tarifvertrags vom 12° Februar 1964° Dessen "rüek—

_
, wirkende“ Inkraftsetzung bedeutet nicht, daß schon zu—Ü'

vor ein Anspruch bestanden hat, sondern nur‚ daß für
die vorher geleistete Arbeit seit dem Tage des Ab—

_
schlusses der neuen Tarifvereinbarung ein höherer Lohn—

anspruch erwäehst° Dieser ist jedenfalls im vorliegen—“l

den Fall schon deshalb erst im Februar 1964 entstanden9

weil ein Tatbestandsmerkmal für die Lohnerhöhungen
}

'

erst am l° Februar 1964 eintreten konnten Die Tarif—

‘ partner hatten nämlich ausdrücklich festgelegt, daß

die nachträglichen Lohnaufbesserungen für Januar 1964

nur für diejenigen Arbeitnehmer in Betracht kommen,"

‚die am 10 Februar 1964 noch in der nordbayerischen

Textilindustrie beschäftigt sind° Ein von (mehreren)

Voraussetzungen abhängiger Anspruch entsteht aber erst

mit dem Zeitpunkt‚ in welchem die letzte seiner Voraus»
set2ungen erfüllt ist° Der höhere Lohn wurde an den 9

Kläger im übrigen auch erst in der Zeit nach Abschluß-*'

des neuen Tarifvertrags tatsächlich gezahlt; er ist ihm

im Februar 1964 "zugeflossen" (vgl° BSG 22, 162, 167)°

Nach alledem hat das LSG zutreffend entschieden, daß

dem Kläger für Januar 1964 der Anspruch auf ein höher
.
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lbemé336nes KUG nicht Zu3téhtasseih Ufteil wär daüér id

bestätigen und die Revision des_Klägers zurückzuweisen

(@ 170 Satz 1 SGG)„

Ob die für die Tätigkeit des Klägers im.Januar.l964 be—

stimmte Lohnerhöhung_im Februar 1964 dann zusätzlich bei

der Bemessung des_KUG berücksichtigt werden müßte, hatte

der Senatnicht zu entscheiden,weil allein die Höhedes
KUG für den_Monat Januar 1964 selbst streitig'i9t;

Die Kostepentscheidung folgt aus_5 195_SGG$
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